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§ 53 Rechte gegenüber privatrechtlichen Unternehmen (HGrG) 

 
(1)  Gehört einer Gebietskörperschaft die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer 

Rechtsform des privaten Rechts oder gehört ihr mindestens der vierte Teil der Anteile und 
steht ihr zusammen mit anderen Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile zu, so 
kann sie verlangen, dass das Unternehmen 

 
1. im Rahmen der Abschlussprüfung auch die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 

prüfen lässt; 
 
2. die Abschlussprüfer beauftragt, in ihrem Bericht auch darzustellen 

 a) die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie die Liquidität und 
 Rentabilität der Gesellschaft, 

 b) verlustbringende Geschäfte und die Ursachen der Verluste, wenn diese Geschäfte 
 und die Ursachen für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung waren, 

 c) die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen 

 Jahresfehlbetrages; 
 

3. ihr den Prüfungsbericht der Abschlussprüfer und, wenn das Unternehmen einen Kon-
zernabschluss aufzustellen hat, auch den Prüfungsbericht der Konzernabschlussprüfe r 
unverzüglich nach Eingang übersendet. 

 
(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 rechnen als Anteile der Gebietskörperschaft auch An-

teile, die einem Sondervermögen der Gebietskörperschaft gehören. Als Anteile der Ge-
bietskörperschaft gelten ferner Anteile, die Unternehmen gehören, bei denen die Rechte 
aus Absatz 1 der Gebietskörperschaft zustehen. 

 
§ 54 Unterrichtung der Rechnungsprüfungsbehörde (HGgG) 

 
(1)  In den Fällen des § 53 kann in der Satzung (im Gesellschaftsvertrag) mit Dreiviertelmehr-

heit des vertretenen Kapitals bestimmt werden, dass sich die Rechnungsprüfungsbehö rde 

der Gebietskörperschaft zur Klärung von Fragen, die bei der Prüfung nach § 44 auftreten, 
unmittelbar unterrichten und zu diesem Zweck den Betrieb, die Bücher und die Schriften 

des Unternehmens einsehen kann. 
 
(2) Ein vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begründetes Recht der Rechnungsprüfungsbe-

hörde auf unmittelbare Unterrichtung bleibt unberührt. 
 

§ 140 Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes (KVG LSA) 

 

(1) Dem Rechnungsprüfungsamt obliegen folgende Aufgaben: 

 
1. die Prüfung des Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses, 

2. die Prüfung der Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe und Anstalten des öffentlichen 
Rechts nach Maßgabe des § 142, 

3. die laufende Prüfung der Kassenvorgänge und Belege zur Vorbereitung der Prüfung des 

Jahresabschlusses, 
4. die Überwachung des Zahlungsverkehrs der Kommune und ihrer Sondervermögen, 

5. die Prüfung von Vergaben, 
6. die Prüfung der Eröffnungsbilanz nach § 114. 
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(2) Die Vertretung kann dem Rechnungsprüfungsamt, im Fall des § 138 Abs. 2 durch entspre-

chende Vereinbarung, weitere Aufgaben übertragen, insbesondere 
 

1. die Prüfung der Organisation, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung, 
2. die Prüfung der Vorräte und Vermögensbestände der Kommune und der Eigenbetriebe, 
3. die Prüfung der Wirtschaftsführung der Sondervermögen, 

4. die Prüfung der Betätigung der Kommune als Gesellschafter oder Aktionär in Unterneh-
men mit eigener Rechtspersönlichkeit, 

5. die Buch-, Betriebs- und Kassenprüfungen, die sich die Kommune bei einer Beteiligung, 
bei der Hingabe eines Darlehens oder sonst vorbehalten hat. 

 

(3) Gehören einer Kommune an einem Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit Anteile 
in dem in § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes bezeichneten Umfang, hat sie darauf hin-

zuwirken, dass den für sie zuständigen Prüfungseinrichtungen die in § 54 des Haushalts-
grundsätzegesetzes vorgesehenen Befugnisse eingeräumt werden. 

 

(4) Ist eine Kommune allein oder zusammen mit anderen Gebietskörperschaften an einem Un-
ternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit nicht in dem in § 53 des Haushaltsgrundsät-

zegesetzes bezeichneten Umfang beteiligt, so soll die Kommune, soweit ihr Interesse dies 
erfordert, darauf hinwirken, dass ihr die Rechte nach § 53 Abs. 1 des Haushaltsgrundsät-
zegesetzes sowie ihr und den für sie zuständigen Prüfungseinrichtungen die Befugnisse 

nach § 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes eingeräumt werden. 
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